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der Demokratie“, müsse sich auf eine „ausgeglichenere 
Existenz“ einstellen.2'* Dieser Prozeß ist seit Mitte der sieb­
ziger Jahre in vollem Gange. Die konservative Demokratie­
kritik sucht zwar beharrlich den Eindruck zu erwecken, als 
ob sie sich gegen eine unheilvolle Entwicklung der „messiani- 
schen Überbetonung der Demokratie“25 und der Schwächung 
des Staates stemme — in Wirklichkeit stimmt sie jedoch mit 
den Haupttrends imperialistischer Staatsentwicklung überein. 
Und sie versteht sich als Anleitung zur weiteren Einschrän­
kung der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie.

Der Ausbau der Kepressivgewalt des imperialistischen 
Staates, insbesondere der Polizei, der Geheimdienste und der 
militärischen Apparate, ist in den kapitalistischen Haupt­
ländern weiter vorangeschritten — unter konservativen, aber 
auch unter sozialdemokratisch geführten Regierungen. Die 
Tendenz zum „Überwachungsstaat“ prägte sich aus. In der 
BRD erhöhten sich die Ausgaben für Geheimdienste, Bundes­
kriminalamt und Bundesgrenzschutz in den siebziger Jahren 
um das Zwei- bzw. Dreifache. In Großbritannien wuchs die 
Zahl der Mitarbeiter des innenpolitischen Geheimdienstes 
„Special Branch“ in den siebziger Jahren auf das Vierfache. 
Unter der Reagan-Administration kam es in den USA zur 
Ausweitung der Kompetenzen von CIA und FBI.1®

Die Attacken der Konservativen gegen „Sozialstaat“ und 
„Gefälligkeitsdemokratie“ gehen konform mit rigorosen Kür­
zungen der Sozialleistungen in den meisten kapitalistischen 
Industrieländern. Mit der in den USA seit 1980 betriebenen 
Politik jährlicher Kürzungen der Sozialausgaben um jeweils 
etwa 35 Milliarden Dollar droht die Reagan-Administration 
alle in diesem Jahrhundert von der Arbeiterklasse erkämpf­
ten sozialen Errungenschaften zunichte zu machen.

Die besonders nachdrücklich von den britischen Konser­
vativen erhobene Forderung nach staatlicher Disziplinierung 
der Trade Unions hat in Großbritannien bereits zu einer 
Reihe gesetzgeberischer Einschränkungen gewerkschaftlicher 
Rechte wie auch zu einem verstärkten ideologischen und 
ökonomischen Druck auf die Gewerkschaftsbewegung geführt. 
Im Gesetzgebungsprogramm der im Juni 1983 wiedergewähl­
ten konservativen Thatcher-Regierung stehen weitere Ein­
schränkungen der Gewerkschaftsrechte an erster Stelle. Rege­
lungen über Abstimmungen vor Arbeitskämpfen, über 
Schadenersatzpflicht bei „illegalen“ Streiks u. a. m. leiten eine 
„neue Runde gewerkschaftsfeindlicher Gesetzgebung zur 
Schwächung des demokratischen Aufbaus und der Macht der 
Gewerkschaften innerhalb der Industrie“ ein.27

Dem Ruf von Vertretern der konservative!} Staatslehre 
nach einer „bescheideneren Demokratie“ entspricht in den 
meisten kapitalistischen Industriestaaten eine härtere Gang­
art des staatlichen Vorgehens gegen demokratische Bewe­
gungen. In der BRD wurde in dep letzten Jahren die anti­
demokratische Berufsverbotspraxis deutlich intensiviert und 
auf Anhänger der Friedensbewegung ausgedehnt. Eine Kon­
ferenz der Innenminister *Uer Bundesländer beschloß als 
„vorbeugende“ Maßnahme, alle aktiven Teilnehmer an 
Protestaktionen zu registrieren. Besonders seit dem Amts­
antritt der CDU/CSU-geführten Regierung wird eine Kam­
pagne zur Kriminalisierung der Friedensbewegung in Gang 
gehalten. Eine wachsende Rolle spielen antidemokratische 
Konstruktionen aus den fünfziger Jahren, die darauf hinaus­
laufen, alle Bewegungen und Organisationen, an denen sich 
Kommunisten beteiligen, als „verfassungsfeindlich“ zu diffa­
mieren. So gab das Bundesinnenministerium Anfang Juli 1983 
eine umfangreiche Dokumentation heraus, in der die Frie­
densbewegung als „in hohem Maß kommunistisch unterwan­
dert“ und ihre Aufrufe zum „gewaltfreien Widerstand“ 
gegen die NATO-Atomraketen als „kaum verbrämter Aufruf 
zum Rechtsbruch“ bezeichnet wurden.28 Um die Aktionsmög­
lichkeiten der demokratischen Bewegungen wirksamer ein­
schränken zu können, hat die CDU/CSU Neuregelungen zur 
Verschärfung des Versammlungs- und Demonstrationsstraf­
rechts unterbreitet.

*

Die Tendenzen zur weiteren Einschränkung der bürgerlich- 
parlamentarischen Demokratie stoßen auf den Widerstand 
großer Teile der Bevölkerung und lösen nicht selten geradezu 
einen Aufschwung des Kampfes um demokratische und soziale

Rechte aus. Insofern verläuft die Entwicklung der Demokratie 
durchaus auch weiterhin widersprüchlich und nicht nur nach 
dem autoritären Fahrplan der Konservativen. Beachtung ver­
dient unter diesem Aspekt die Tatsache, daß konservative 
Ideologen, diese Gegenbewegungen einkalkulierend, im wach­
senden Maße bereit sind, ggf. die Staatsform der bürgerlichen 
Demokratie grundsätzlich in Frage zu stellen. In diesem Zu­
sammenhang befürworten ihre Vertreter eine „constitutional 
dictatorship“, d. h. „temporär gedachte Wandlungen der 
Demokratie zur Diktatur in Krisenzeiten“.29 Hier deuten sich 
Tendenzen der Annäherung der konservativen Demokratie­
kritik an faschistische Staats- und Demokratieauffassungen 
an, die in einem weiteren Beitrag untersucht werden sollen.
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